
3.2.5.
Mitwirkung der Bürger im Strafverfahren
Das Recht der Bürger und ihrer Kollektive, 
am Strafverfahren gestaltend mitzuwirken, 
bringt das schöpferische Wesen des sozia
listischen Staates und seines Rechts, seinen . 
Demokratismus und Humanismus überzeu
gend zum Ausdruck.

Die Mitwirkung der Bürger im Straf
verfahren ist eine Form, in der diese das 
Grundrecht auf umfassende Mitgestaltung 
aller staatlichen und gesellschaftlichen An
gelegenheiten verwirklichen (Art. 19 und 21 
Verfassung). Sie ist eine bedeutsame Form, 
in der die Werktätigen politische Macht 
ausüben. Die Teilnahme der Bürger und 
ihrer Gemeinschaften an der Rechtspflege 
ist Verfassungsgebot (Art. 87, 90, 96 Ver
fassung, Art. 6 StGB, § 9 GVG, §4 StPO). 
Sie trägt in besonderem Maße dazu bei, die 
sozialistische Gesetzlichkeit und Rechts
sicherheit sowie eine hohe gesellschaftliche 
Wirksamkeit der Strafrechtsprechung zu 
gewährleisten.

Die Mitwirkung der Bürger ist ein 
Grundsatz des Strafverfahrens in der DDR, 
weil sie eine notwendige Bedingung für 
den Schutz der sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung sowie der Bürger und 
ihrer Rechte vor kriminellen Handlungen 
und für die erfolgreiche Bekämpfung und 
Vorbeugung von Straftaten sowie die Er
ziehung von Strafrechtsverletzern ist. Die 

~ Bekämpfung und Verhütung von Straf
taten und anderen Rechtsverletzungen ist 
gemeinsames Anliegen der sozialistischen 
Gesellschaft, ihres Staates und aller Bürger 
(Art. 90 Abs. 2 Verfassung). Die hierin zum 
Ausdruck kommende prinzipielle Interes
senübereinstimmung ist auch die Grund
lage dafür, daß die Bürger in steigendem 
Maße bereit sind, an der Aufdeckung und 
Aufklärung von Straftaten, der Erziehung , 
von Rechtsverletzern und an der Verhü
tung weiterer Straftaten mitzuwirken. 
Diese Mitwirkung ist Bestandteil einer 
breiten Bewegung, für Sicherheit und Ord- > 
nung in allen Bereichen des gesellschaftli
chen Lebens zu sorgen.

Eine Gesellschaft, die sich zur Aufgabe 
stellt, die Kriminalität Schritt für Schritt 
zu beseitigen, kann die Verhütung und 
Bekämpfung der Kriminalität nicht zur 
alleinigen Sache der Justiz- und Sicher

heitsorgane erklären. Der Erfolg des 
Kampfes gegen die Kriminalität beruht vor 
allem darauf, daß die Wachsamkeit und 
Aktivität der Werktätigen die Ursachen, 
aus denen Straftaten erwachsen, ausräu
men und dadurch Straftaten vorgebeugt 
wird.

Die unmittelbare Mitwirkung der Bür
ger im Strafverfahren wird entsprechend 
den herangereiften gesellschaftlichen Be
dingungen und Aufgaben der sozialisti
schen Demokratie in differenzierter Weise 
verwirklicht.

Die Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte im Strafverfahren ist so zu gestal
ten, daß die Bürger ihre Tätigkeit in vollem 
Bewußtsein verwirklichen, politische Macht 
auszuüben. So ist die Mitwirkung der 
Bürger im Strafverfahren zugleich eine 
bedeutsame Form der gesellschaftlichen 
Selbsterziehung der Werktätigen. Nur aus 
dieser umfassenden Sicht, dem Wesen und 
der Entwicklung der sozialistischen Demo
kratie, sowie von den hiervon abgeleiteten 
Aufgaben des Strafverfahrens kann das 
Prinzip der Mitwirkung der Bürger im 
Strafverfahren richtig verstanden und ver
wirklicht werden. Wird die Mitwirkung der 
gesellschaftlichen Kräfte als dem Strafver
fahren von außen hinzugefügte zusätzliche 
Aufgabe oder als Formalität angesehen, 
sind Fehler unvermeidlich, wird die gesell
schaftliche' Wirksamkeit der Strafrecht
sprechung erheblich eingeschränkt bzw. 
werden gesellschaftliche Potenzen ver
geudet.34

Die StPO verankert die Mitwirkung der 
Bürger im Strafverfahren in umfassender 
Weise. Sie. erstreckt sich über alle Verfah
rensstadien und reicht,von der Erstattung 
und Prüfung der Anzeige (§ 95) bis zu der 
Verwirklichung von Maßnahmen der straf
rechtlichen Verantwortlichkeit, der Beseiti
gung der Ursachen und Bedingungen von 
Straftaten sowie der Mobilisierung der 
Bevölkerung zur Verhütung weiterer Straf
taten (§ 4). Es geht um ein vielgliedriges 
System von Einrichtungen und Maßnah
men, das die Realisierung dieses Prinzips in 
der jeweils effektivsten und rationellsten

34 Vgl. „Plenartagung des Obersten Gerichts 
zu Problemen der Wirksamkeit des Straf
verfahrens“, Neue Justiz, 1974/15, S. 447 f.
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